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~ Ja, ich werde Mitglied des SWBFörderkreises

mit einem selbst festgelegten Jahresbeitrag von
@Joraussetzung ist ein SWBAbo bzw. e ne
Mitgliedschaft bei der CBG).
Der Beitrag soll
~ monatlich
I~ vierteljährlich

halbjährhch
~ jährlich abgebucht werden.

Ja, ich abonniere STICHWORT BAYER (SWB)

zum Preis von (mmd. 30 Euro im Jahr) Euro

Alen ‘V‘a,~i~ ‘~ >‘/a~eI~ O5z~end~D),‘~
Ich bin Chef vom Dienst bei STICHWORT BAYER (SWB).

Als ich 1982 bei der Coordination gegen BAYERGefahren (CBG) aktiv
geworden bin, hat wohl niemand geahnt, in welch dramatischer Weise sich
die ökologischen und sozialen Überlebensbedingungen auf unserem Planeten
verschlechtern. Über eine Milliarde Menschen sind vom Hungertod bedroht,
fast ein Sechstel der gesamten Menschheit  so viele wie nie zuvor. Schuld
an der Misere sind vor allen Dingen die Konzerne. Ihre grenzenlose Sucht
nach Profiten degradiert den Menschen zum Handlanger eines todbring
enden Systems.

STICHWORT BAYER hat zu den Skandalen der Multis nie geschwiegen. Ohne
uns rühmen zu wollen, viele Probleme haben wir in unserem Magazin als
Erste überhaupt thematisiert und dadurch den allgemeinen Disput angestoßen.

Unsere Positionen freilich waren immer im besten Sinne radikal und damit
anders als andere. Ohne STICHWORT BAYER würde es die konsequente
Konzernkritik nicht geben. Und unser englischsprachiger Newsletter KEYCODE
BAYER macht Mut zum Widerstand in aller Welt.

Damit STICHWORT BAYER (SWB) auch weiterhin erscheint und entsprechend
Wirkung gegen Konzernmacht entfaltet, bitte ich Sie: Stärken auch Sie den
SWBFörderkreis. Werden Sie Mitglied. Spenden Sie.

J ~L~1~j
~ Ja, ich möchten SWB

_________ stärken und bestelle zusätzlich Exel,plae

Voraussetzung ist ein SWBAbo
bzw. eine Mitgliedschaft bei der
CBG. Vorzugspreis je Heft 1,50 Euro
f~‘erkaufspwis 8 Euro).

IZI Ja, ich helfe mit einer Spende an

_________ den Stichwort BAYER Förderkreis _________ Euro

STICHWORT BAYER Fötzlerkrels

Postfach 150418

40081 Düsseldorf

Fon 0211333911

__________________________________ Fax 0211333940

eMail CBGnetwork@aol.com
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(1 Liebe Leserinnen
und Leser,

Repression ist leider eine Reaktion der
vom Protest betroffenen staatlichen oder
wirtschaftlichen Institutionen, die weder
neu noch sonderlich verwunderlich ist.
Und dennoch bewerten wir Gesellschaf
ten danach, wie sie mit politischem Dis
sens umgehen und wie offen sie für Ein
spruch und Veränderungen sind. Während
über mediale Inszenierungen die Nieder
schlagung von Protesten außerhalb Euro
pas oder der USA teilweise skandalisiert
wird — wenigstens das noch, so muss
man fast sagen — applaudiert die Offent
lichkeit der stärksten Industrienationen

Verfolgung und Unterdrückung eman
zipatorischer Bewegungen in den eigenen
Ländern. Die Umweltbewegung und die
Tierrechtsbewegung stehen dabei beson
ders am Pranger. Green Scare (Grüne
Angst) nennen Kritikerlnnen in den USA
bereits die Hatz der politisch-wirtschaftli
chen Allianz auf Tierrechts- und Umwelt
aktivistlnnen, angelehnt an den antikom
munistischen Red Scare der McCarthy
Ära.
Auch heute werden politisch Andersden
kende zu Sondergruppen gemacht, diese
überwacht, infiltriert, von innen zu zerset
zen versucht und von außen bekämpft —

erneut auch unter Zuhilfenahme eines
Feindstrafrechts, das sich dezidiert gegen
die politischen Partizipationsformen und
teils sogar gegen die Ziele der Protestbe
wegungen richtet. Im Falle der Tierrechts
bewegung ist dies z. B. der bereits 1992
in den USA klammheimlich erlassene

„Animal Enterprise Protection Act“, der
nach 9/11 semantisch in „Animal Enter
prise Terrorism Act“ (AETA) umgedeutet
wurde, um noch größere Spielräume bei
der Verfolgung von Tierbefreiungsaktivi
stlnnen zu haben.
„Okoterrorismus“ ist das Stigma, das den
betroffenen Aktivistlnnen einen Teil ihrer
Grund- und Freiheitsrechte raubt. Als Ter
roristln verurteilt werden kann jede Per
son in den USA, die versucht, einem Tier
ausbeutungsunternehmen wirtschaftli
chen Schaden zuzufügen, gleich mit wel
chen Mitteln. Die Recherche, unter ande
rem die Sicherung von aussagekräftigen
Schriftdokumenten und das Erstellen von
Foto- und Videoaufnahmen zum Beispiel
in einem Tierversuchslabor, kann laut
AETA ebenso als terroristischer Akt ge
wertet werden wie das Verteilen von
Flugblättern, wenn dies zum wirtschaftli
chen Schaden der Unternehmen gereicht.
Deutlicher kann die Ökonomie ihre Macht
zum Bestandsschutz und zur vollkommen-
den Immunisierung gegen sozialen Protest
nicht ausdrücken. 2006 wurden sechs
Aktivistlnnen der SHAC-Kampagne gegen
das weltweit zweitgrößte Tierversuchs
auftragslabor HUNTINGDON LIFE SCIEN
CES (HLS) nach diesem Gesetz zu Haft
strafen von bis zu 6 Jahren verurteilt —

dafür, dass sie eine Kampagne gegen das
Testlabor geführt haben. Die Aktion, die in
England begann und dort im Januar die
sen Jahres Haftstrafen bis zu 11 Jahren
für sieben Aktivistlnnen nach sich zog,

richtet sich nicht nur gegen HLS, sondern
weltweit auch gegen alle seine Geschäft
spartnerInnen. Zu diesen gehören BAYER
und andere Unternehmen, welche die
Tierversuche in Auftrag geben.
Die Erfahrung, dass die Ökonomie im Zei
chen wirtschaftlicher Umbrüche, die mit
veränderten Legitimationserfordernissen
wirtschaftlichen und staatlichen Handelns
einhergehen, nun zu neuen Formen der
Sozialkontrolle greift — im Moment: lang
jährige Wegsperrung der politischen Dis
sidentlnnen — sollte alle emanzipatorische
Bewegungen veranlassen, gemeinsam
Gegenstrategien zu entwickeln. Auch
wenn die Wirtschaft nicht in allen Län
dern etwas Vergleichbares wie den AETA
wird durchsetzen können, der Wege gibt
es viele, wie zum Beispiel England und
jüngst auch Österreich zeigen. In dem Al
penland werden Anfang kommenden Jah
res zehn Tierrechtlerlnnen aufgrund ihrer
teils erfolgreichen Kampagnenarbeit we
gen vermeintlicher „Bildung einer krimi
nellen Organisation“ (~278a StGB) vor
Gericht stehen. Diese und ähnliche Geset
ze eignen sich deswegen so gut als poli
tisches Repressionsinstrumentarium, weil
kein konkreter Tatvorwurf erbracht und
keine Straftat nachgewiesen werden
muss, sondern die behauptete Zugehörig
keit zu einer so genannten Risikogruppe
für die Verfolgung ausreichend ist. Re
pression als Risikomanagement — auch
das ist nicht verwunderlich in Zeiten der
totalitären Ökonomie.

oipl.-Soz.wiss. Melanie Bujok ist langjährige Tierbe.

freiungsaktivistin und lehrt im Bereich der Human-Ani.
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Politik & Einfluss

Ein bisschen BAYER musste auch direkt
an den Koalitionsverhandlungen von CDU
und FDP beteiligt sein: In den Präsentkör
ben, die den Politikerlnnen helfen sollten,
die langen Nächte durchzustehen, fanden
sich neben Schokoriegeln und Frucht-

Mixen auch ASPIRIN-Packungen. Aber es
lag wohl nicht nur daran, dass die Begehr
lichkeiten des Leverkusener Multis der
neuen Regierung kaum Kopfschmerzen
bereiteten: Merkel & Co. kamen fast allen
Wünschen des Unternehmens nach. So

kann sich nun die Steuerabteilung des
Konzerns ebenso über die im Koalitions
Vertrag festgelegte Politik freuen wie die
Pharma-, Gentechnik-, Kunststoff- und
Pestizid-Sparte.

Noch weniger Steuern
„Wir wollen eine Steuerpolitik, die für die
Unternehmen in Deutschland Rahmenbe
dingungen schafft, die ihr auch in Zeiten
der Globalisierung ihre starke Stellung
ermöglicht“, erklären CDU und FDP in ihr
em Koalitionsvertrag. Also setzten die
beden Parteien die Tradition VOfl Rot/Grün
und Schwarz/Rot fort und beschenkten
die Konzerne abermals mit einer Unter
nehmenssteuerreform. Die im so genann
ten Wachstumsbeschleunigungsgesetz zu
sammengefassten Maßnahmen ersparen
BAYER & Co. Abgaben in Höhe von ca. 2,4
Milliarden Euro. Perfiderweise hebeln die
Politikerlnnen zu diesem Behufe gerade
eine der Regelungen aus, welche zumin
dest teilweise zur Gegenfinanzierung der
letzten Bescherung diente und so die
Öffentlichkeit besänftigt hatte: die Zins

hranke.
iese Zinsschranke war jedoch nicht nur

aus finanziellen Gründen ein sinnvolles
Instrument. Sie hat nämlich den Gepflo
genheiten der Multis ein Ende bereitet,
ihren Zinsaufwand in der Bundesrepublik
steuerlich geltend zu machen, während
sich ihre ausländischen Tochterfirmen die
Zinserträge gutschreiben ließen. Auch die
Einkaufstouren der Global Player verbillig
te die Regelung; BAYER etwa sparte beim
Erwerb einer ROCHE-Sparte. In Basel an
sässig und steuerpflichtig, tauchte diese
bei den hiesigen Finanzämtern nur als
Kostenfaktor auf, weil BAYER die fälligen
Zinsen für den zum Kauf nötigen Kredit
steuerlich geltend machte. Jetzt beginnt
dieses muntere Spiel dank Merkel & Co.
von vorn. Bis zu einer Höhe von drei Mil

nen sind Zinszahlungen wieder abzugs-
fähig.
Aber die Koalitionärlnnen schaffen noch
weitere Kaufanreize. Künftig dürfen die
Unternehmen bei Ubernahmen nämlich
die Verlustvorträge der erworbenen Fir
men - also die Verrechnung von aktuellen
Verlusten mit früheren Gewinnen - nut
zen, was erkleckliche Steuerrückzahlun
gen verspricht. Dieses im „Konjunkturpa
ket II“ auf zwei Jahre befristete Steuer
sparmodell stellt das „Konjunkturpaket
III“ nun auf Dauer. Auch bei Rationali
sierungen hilft künftig das Finanzamt.
Schwarz/Gelb will nämlich „den Abzug
von Verlusten bei Umstrukturierung
en innerhalb verbundener Unternehmen -

so-weit erforderlich - wieder zulassen
(...)“. Neben dieser passenderweise „Kon
zernklausel“ genannten „Wachstumsbe
schleunigung“ erleichtert die Regierungs
koalition den Firmen zudem die Verrech

nung von Gewinnen und Verlusten ihrer
Tochter-Gesellschaften. Auch ihre Miet
zahlungen können sie in größerem Um
fang als bisher als gewerbesteuerlich
wirksame Kosten zu verbuchen.
BAYER & Co. hatten die Wirtschaftskrise
als günstige Gelegenheit genutzt, mit
düsteren Zukunftsprognosen Steuer-Ver
günstigungen zu verlangen und hatten mit
ihrem Alarmismus Erfolg.,, Da Betriebe
durch die Zinsschranke, durch Hinzurech
nungen bei der Gewerbesteuer und die
eingeschränkte Verlustverrechnung in In
solvenzgefahren geraten, brauchen wir
sofort wirksam werdende Korrekturen bei
der Unternehmenssteuerreform“, bauch-
redete FDP-Chefunterhändler Hermann
Otto Solms im Verlauf der Koalitionsver
tragsverhandlungen und machte sich ans
Werk.
„Die zukünftige Regierungskoalition hat
die krisenverschärfende Wirkung zentraler
Elemente der Unternehmenssteuerreform
2008 erkannt“, lobte der „Bundesverband
der Deutschen Industrie“ (BDI) daraufhin
und stellte trocken fest: „Sie decken sich
im Wesentlichen mit den vom BDI formu
lierten Nachbesserungsvorschlägen“.
Nur einer dieser „Nachbesserungsvor
schläge“, den gerade BAYER bei jeder
passenden und unpassenden Gelegenheit
einbrachte, findet sich nicht im Papier
wieder: die steuerliche Begünstigung von
Forschungsausgaben.„Dies würde die
Kreativität und den Erfindergeist in der
Wirtschaft unterstützen und Investitionen
in die Arbeitsplätze von morgen beloh
nen“, hatte BAYER-Chef Werner Wenning
in Aussicht gestellt. Doch die Politik
scheute davor zurück, sich noch stärker an
den Forschungsaufwändungen der Konzer
ne zu beteiligen als sie es ohnehin schon
tut - der Anteil beträgt momentan ca.
sechs Prozent - und gestand nur mittel-
ständischen Betrieben bei ihren Labor-
Aktivitäten ein steuerliches Entgegenkom
men zu.
Auch so kommt das „Konjunkturpaket III“,
in dem die Bundesregierung Profitbe
schleuniger für BAYER & Co. mit Steuer
senkungen für Familien und anderen „Re
formen“ zusammengefasst hat, damit die
Konzern-Beglückung nicht so auffällt, die
Steuerzahlerlnnen teuer genug. 8,5 Milli
arden Euro hat Angela Merkel dafür ver
anschlagt. Und während d
sich die Hände reiben, b
nisterpräsidentlnnen der Lände
der zu erwartenden steuerli -

einnahmen die Panik aus. „Ihr habt sie ja
wohl nicht mehr alle“, polterte etwa der

Wahisieger BAYER

„Ein positives Signal“
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Milde BAYER-Gaben zu den Koalitionsverhandlungen

Nicht nur zur Weihnachtszeit. Die neue schwarz-gelbe Koalition hat BAYERs Wunschliste in ihrem Regierungsprogramm
konsequent abgearbeitet.

Von Jan Pehrke
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